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Schriftliche Anfrage

19. Wahlperiode

Schriftliche Anfrage

des Abgeordneten Kristian Ronneburg (LINKE)

vom 18. März 2024 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 19. März 2024)

zum Thema:
Wartet Biesdorf weiter auf das OSZ? (II)

und Antwort vom 2. April 2024 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 3. April 2024)



Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie

Herrn Abgeordneten Kristian Ronneburg (Die Linke)

über

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t wo r t

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/18610

vom 18. März 2024

über Wartet Biesdorf weiter auf das OSZ? (II)

_____________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Konnte das Bedarfsprogramms für ein Oberstufenzentrum in Biesdorf nun mittlerweile beauftragt werden?

Wenn nein, warum nicht?

Zu 1.: Für die Erstellung des Bedarfsprogramms wird als eine Grundlage ein

Raumprogramm benötigt. Ein aktualisiertes Raumprogramm für ein Oberstufenzentrum

am Standort Biesdorf konnte auf Grund prioritär zu bearbeitenden Aufgaben bisher noch

nicht finalisiert werden.

2. Bis wann ist mit der Fertigstellung des Bedarfsprogramms zu rechnen?

3. Nach der Neukonzeption seien alle Verfahrensschritte entsprechend dem Vorgehen bei großen

Baumaßnahmen vergleichend der Anweisung Bau (ABau) bzw. deren Anlagen nötig. Welchen Zeitraum
werden diese Schritte umfassen?



2

Zu 2. und 3.: Ein projektbezogener Ablauf wird auf Basis des Bedarfsprogramms

abgestimmt. Ein Fertigstellungstermin für das Bedarfsprogramm eines

Oberstufenzentrums in Biesdorf ist noch nicht terminiert.

4. Welche finanziellen Mittel sind für die Planung und den Bau des OSZ etatisiert?

Zu 4.: Für die Planung steht der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und

Wohnen ein übergreifender Titel mit Bauvorbereitungsmitteln zur Verfügung. Für den Bau

des OSZ in Biesdorf sind bisher noch keine Mittel im Haushalt des Landes Berlin etatisiert.

Berlin, den 2. April 2024

In Vertretung

Dr. Torsten Kühne

Senatsverwaltung für Bildung,

Jugend und Familie


